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«Dann fällt man aus allen Wolken»                                                     Interview Heidi Gmür, 31. Juli

Die Schweiz werde sich stärker an die EU anlehnen müssen, glaubt der Handelsrecht-Experte Thomas 
Cottier.

Die Frage des Lohnschutzes könnte zum Stolperstein werden für das institutionelle Rahmenabkommen 
mit der EU – was würde sich die Schweiz damit vergeben?

Die EU hat immer gesagt, dass ein Rahmenabkommen Voraussetzung sei für weitere Marktzugangsab-
kommen. Wenn es scheitert, ist der bilaterale Weg aus Sicht der EU wohl gestorben, und wir bleiben 
sitzen auf den Abkommen, wie sie heute bestehen. Der Werk- und Finanzplatz Schweiz würde in Zukunft 
zunehmend benachteiligt.

Trotzdem wirbt die Wirtschaft nicht sehr offensiv für das Abkommen.

Weil es ihr gut geht und es im Alltag derzeit keine grösseren Probleme gibt.

Und eines Tages kommt sie auf die Welt?

Genau. Man fällt dann aus allen Wolken, wenn es plötzlich nicht mehr so reibungslos geht. Wenn etwa, 
wie gehabt, die EU plötzlich die Börsenanerkennung verweigert. Die Wirtschaft wäre gut beraten, wenn 
sie heute bereits in die nächste Geländekammer schauen würde.

Was würde sie da sehen?

Den grösseren geopolitischen Kontext. Die Hauptwirkung des Brexit wird sein, dass mit Grossbritannien 
innerhalb der EU der Hauptmotor für den freien Binnenmarkt wegfällt. Dieser war ja nie ein primäres 
Anliegen der Deutschen und Franzosen. Meine primäre Sorge daher ist, dass die Öffnung, von der die 
Schweiz bis heute profitiert hat, zunehmend infrage gestellt sein wird. Ohne institutionelles Rahmenab-
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kommen werden wir aber ohne Rechtsgarantien dastehen. Die Schweiz müsste sich auch ernsthaft über-
legen, ob sie nicht ein Dienstleistungsabkommen mit der EU abschliessen will, um künftig Erfahrungen 
wie mit der Börsenanerkennung zu vermeiden.

Eine weitere Forderung, die man seitens der Wirtschaft nicht hört.

Bis heute war es ja auch nicht nötig. Es ist aber eine Anomalie, dass wir just bei den Dienstleistungen, die 
70 Prozent unseres Bruttoinlandprodukts ausmachen, mit Ausnahme des Luftverkehrs und der Sachver-
sicherungen keine Marktzugangsgarantien haben, die über das Gats-Abkommen der WTO hinausgehen. 
Kombiniert man dies mit den potenziellen Folgen des Brexit, aber auch mit dem zunehmenden Handels-
konflikt zwischen den USA und China, kann es relativ rasch ungemütlich werden. Kommt hinzu, dass die 
USA unter Trump ihre bisherige Rolle als Garantin des multilateralen Handelssystems nicht mehr wahr-
nehmen. In diesem Kontext werden wir uns zwangsläufig stärker an die EU anlehnen müssen.

Sind denn die Interessen der EU und der Schweiz kongruent?

Beide sind stark interessiert an einem regelbasierten multilateralen System, wir haben die gleichen 
Werte, die gleiche Kultur. Das ist von grosser Bedeutung.

Zurück zu den Flankierenden. Die Sorge wegen billiger ausländischer Konkurrenz ist ja angesichts des 
hohen Lohnniveaus in der Schweiz nicht unberechtigt. Kann der Lohnschutz gehalten werden, wenn die 
Schweiz der EU hier Zugeständnisse macht?

Man verkennt die Entwicklungen in der EU. Sie hat sich von der Idee eines relativ freien Dienstlei-
stungsverkehrs zum Grundsatz hinbewegt, dass die Arbeitsbedingungen vor Ort eingehalten 
werden müssen. Das wurde in der 2018 revidierten Entsenderichtlinie der EU anerkannt. Es ist daher 
auch gar nicht umstritten, dass ausländische Dienstleister in der Schweiz die hiesigen Löhne zahlen 
müssen und diese auch durchgesetzt werden können.

Just bei der Frage, wie sie durchgesetzt werden können, gibt es Differenzen.

Ein Problem gibt es heute dort, wo sich ausländische Arbeiter nur sehr kurz in der Schweiz aufhalten. 
Deshalb stellen sich Gewerkschaften auf den Standpunkt, es brauche einen Vorlauf von acht Tagen, um den 
Schutz durchzusetzen. Es gäbe aber durchaus Möglichkeiten, den Lohnschutz anders zu sichern. So umfasst 
das revidierte EU-Entsenderecht neu die internationale Amts- und Rechtshilfe. Damit kann auch nach 
Ausreise der Arbeiter auf die ausländischen Firmen zurückgegriffen werden. Und wenn es einem wirklich 
ernst wäre, könnte man auch eine subsidiäre Haftung des Schweizer Auftraggebers einführen. Damit 
entfiele der Anreiz, Aufträge zu vergeben an Firmen, die die hiesigen Arbeitsbedingungen unterbieten.

Die Gewerkschaften machen geltend, der Europäische Gerichtshof (EuGH) habe in der Vergangenheit dem
Lohnschutz ungenügend Rechnung getragen; deshalb dürfe man die Flankierenden nicht seiner Recht-
sprechung ausliefern.

Inzwischen ist der Grundsatz des gleichen Lohns für gleiche Arbeit am gleichen Ort auch in der 
EU schwarz auf weiss festgehalten. Ganz nach dem Credo des französischen Präsidenten Macron: 
«L’Europe qui protège.» Das neue Recht bildet eine neue Ausgangslage für den EuGH.

Sie bedauern, dass der Bundesrat dem Rahmenabkommen mit der EU nicht auch das 
Freihandelsabkommen aus dem Jahr 1972 unterstellen will. Warum?

Der Bundesrat verhält sich grundsätzlich sehr defensiv und macht auf innenpolitische Schadensbegrenzung. 
Es macht aber keinen Sinn, das Abkommen über die technischen Handelshemmnisse dem Rahmenab-
kommen zu unterstellen, nicht aber jenes Abkommen, auf dem dieses basiert. Kommt hinzu, dass das 
Freihandelsabkommen ein statisches Abkommen ist, dessen Auslegung tatsächlich allein in die Zustän-
digkeit des Schiedsgerichts fiele.

Was wäre denn gewonnen, wenn man es ins Rahmenabkommen aufnähme?

Wenn ein Schweizer Unternehmen im EU-Binnenmarkt auf Probleme stösst, könnte der Bundesrat das 
Problem nicht nur – wie heute – im Gemischten Ausschuss aufnehmen und auf eine einvernehmliche 
Lösung hoffen, sondern künftig auch das Schiedsgericht anrufen. Das würde auch den Druck auf die EU 



erhöhen, schon vorher eine Lösung zu finden. Heute werden viele Probleme schubladisiert, weil dieser 
Druck fehlt.

Ein aktuelles Beispiel?

Die EU hat am 18. Juli Schutzzölle auf Stahl auch gegenüber der Schweiz eingeführt, als Antwort auf die 
Schutzzölle der USA. Damit verletzt sie meines Erachtens das Freihandelsabkommen. Verfahrensrechtlich,
weil die Kommission die Schweiz zuvor hätte konsultieren müssen. Und materiell, weil das Abkommen 
klar festhält, dass man keine neuen Zölle einführen darf. Ausnahmen ermöglicht zwar die Schutzklausel, 
aber die EU hätte nebst den EWR-Staaten auch die Schweiz von den Zöllen ausnehmen müssen. Sie hätte 
auch WTO-rechtlich die Möglichkeit, die Massnahmen auf die Hauptverursacher des Problems zu beschrän-
ken. Die Schweiz wird dies wohl in den Gemischten Ausschuss bringen. Eine rechtliche Handhabe hat sie 
mit dem heutigen Abkommen aber nicht.

Bereits heute könnte die Schweiz auch Gegenmassnahmen ergreifen.

Natürlich, man könnte sich dieser Spirale anschliessen, aber das schadet letztlich ja allen. Und die Schweiz 
hat auch nicht die Kraft, die geopolitische Lage im Alleingang zu verändern.

Das Rahmenabkommen kostet auch etwas: Wenn die Schweiz heute EU-Recht nachvollzieht, macht sie 
dies autonom. Künftig würde sie im Grundsatz zur Übernahme von EU-Binnenmarktrecht verpflichtet.

Auch beim autonomen Nachvollzug hat die Schweiz oft gar keine andere Wahl, wenn sie sich den hinde-
rungsfreien Marktzugang sichern will. Bei der dynamischen Rechtsübernahme würden zudem die direkt-
demokratischen Verfahren weiterhin gewahrt. Vor allem aber erhielte die Schweiz ein Mitspracherecht 
bei der Entwicklung des EU-Rechts. Dessen Bedeutung wird generell unterschätzt. Gerade aus einer 
demokratiepolitischen Perspektive ist es ja ausserordentlich problematisch, dass wir diese Mitsprache 
heute nicht haben und nicht in den vorbereitenden Gremien und Netzwerken vertreten sind.

Dennoch erscheint vielen gerade der souveränitätspolitische Preis zu hoch.

Es ist immer ein Abwägen von Vor- und Nachteilen. Und eine Frage, wie man Souveränität 
definiert. Heute ist es gang und gäbe, sie auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit zu be-
schränken. Das ist eine Konzeption aus der Zeit der Unabhängigkeitskriege. Man kann aber auch 
zurückgehen auf die ursprünglichen Gedanken der Souveränität, wie man sie beim französischen 
Staatsrechtler Jean Bodin findet oder beim englischen Philosophen Thomas Hobbes: Ein souveräner Staat 
erzielt die grösstmögliche Wohlfahrt für seine Bürger, sorgt für Frieden und Ruhe im Land. Unter diesem 
Blickwinkel muss eine souveräne Schweiz die Frage beantworten, wie wir unserer Bevölkerung bei den 
geltenden globalen Rahmenbedingungen am besten dienen können.

Thomas Cottier

Der ehemalige Ordinarius für Europa- und Wirtschaftsvölkerrecht an der Universität Bern Thomas Cottier ist
ein international anerkannter Experte für Handelsrecht, Mitglied und Vorsitzender diverser WTO-Schieds-
gerichte. Seit 2014 präsidiert er zudem die Vereinigung Schweiz in Europa. Diese appellierte bereits im 
Herbst 2017 an den Bundesrat, die Verhandlungen über ein Rahmenabkommen voranzutreiben. Im Juli 
2018 forderte sie den Bundesrat unter anderem auf, im Abkommen auch das Freihandelsab-
kommen von 1972 zu berücksichtigen und «die Zementierung von Positionen im Bereich der 
flankierenden Massnahmen aufzugeben».

Die EU hat immer gesagt, dass ein Rahmenabkommen Voraussetzung sei für weitere Marktzu-
gangsabkommen. Die Schweiz als Bittsteller in Brüssel? Wenn es scheitert, ist der bilaterale Weg 
aus Sicht der EU wohl gestorben, und wir bleiben sitzen auf den Abkommen, wie sie heute be-
stehen. Aus der Sicht der Schweiz sieht die Sache alloerdings ganz anders aus. Die Bilateralen 
Verträge, so wie sie heute bestehen, können von der EU nicht in Frage gestellt werden, schliess-
lich gilt auch für die EU: „Pacta sunt servanda“ (Verträge sind einzuhalten)!



Warum also Herr Cottier, erneut den Teufel an die Wand malen und behaupten, die Schweiz sei 
ohne institutionelles Rahmenabkommen verloren? Warum? Das ist doch bewusste Irreführung 
des Souveräns!

Trotzdem wirbt die Wirtschaft nicht sehr offensiv für das Abkommen.Weil es ihr gut geht und es im Alltag 
derzeit keine grösseren Probleme gibt. Nein, dies ist nicht der Grund, die Wirtschaft, sprich Economie-
suisse und der Schweizerische Arbeitgeber waren in vergangenen wichtigten Abstimmungen nicht sehr 
erfolgreich, sie mussten einige Niederlagen einstecken. Gebrannte Kinder fürchten bekanntlich das Feuer. 
Kommt dazu, dass die Wirtschaft in der Frage eines Rahmenabkommens alles andere als geeint auftritt.

Wenn man den Beitrag über die Person Thomas Cottier liest, ist klar, wen man da vor Augen hat, 
einen puren Lobbyisten für die Sache der Europäischen Union, ein EU-Europäer und kein 
Schweizer! Ein halber Schweizer würde wohl altBundesrat Christoph Blocher anfügen... Deshalb will 
Thomas Cottier auch die Souveränität, Selbstbestimmung und Unab-hängigkeit der
Schweiz zu Gunsten vermeintlicher wirtschaftlicher Vorteile opfern! Wenn Cottier in 
der Lage wäre, „militärisch gesprochen“, wie er anfügt, den Blick in die nächste Geländekammer 
zu werfen, würde er zu einem anderen Ausblick gelangen. Natürlich,   es ist immer ein Abwägen von 
Vor- und Nachteilen. Doch man muss ja fast ökonomisch unterbelichtet sein, um ein Rahmenab-
kommen nur als Chance und nicht auch als Risiko einzuschätzen und wahrzunehmen. Die Schweiz 
hat, zumindest kurzfristig, d.h. über einen Zeitraum von rund 5 Jahren wirtschaftlich absolut nichts zu 
befürchten, eine weitere Annäherung an die EU will also gut überlegt sein. Die EU versucht ständig, die
Schweiz für das Rahmenabkommen gefügig zu machen, so mit der unbotmässigen Börsenaequi-
valenz. Und nun erachtet Thomas Cottier ein Dienstleistungsabkommen für wünschenswert, nachdem 
die Schweizer Wirtschaft dieses als nicht notwendig findet. Darüber muss doch gar nicht verhandelt 
werden, es zeigt nur das inkonsequente Handeln der Europäische Union auf. Der freie 
Dienstleistungsverkehr ist eine der vier Grundfreiheiten der EU! Die EU pocht auf die Grundfrei-
heit des freien Personenverkehrs, ist aber nicht Willens, den freien Dienstleistungsverkehr zu 
gewähren und würde sich wohl mit einem zusätzlichen Abkommen für Dienstleistungen zusätz-
liche Freiheiten herausnehmen, Rosinenpicken nach der Art der EU! Und es ist noch beizufügen, 
dass auch der freie Kapitalverkehr, eine weitere Grundfreiheit der EU, weiter eingeschränkt wird.
Dass auch dies für die Schweiz nur Nachteile bedeutet, muss wohl nicht erklärt werden.

Die vier Grundfreiheiten der EU (welche gemäss auch für die Schweiz gelten sollen)

Freier Personenverkehr
Alle EU-Bürger/innen können sich frei innerhalb der 
Europäischen Union bewegen, sich niederlassen und eine 
Arbeit annehmen. Es gibt keine Binnengrenzen mehr, 
wobei die Außengrenzen kontrolliert werden.
Warum ist denn der Streit über Anflüge auf den Flughafen
Kloten, der für Baden-Württemberg bedeutend ist, noch 
nicht beigelegt? wegen der EU!

Freier Warenverkehr
Eine der wesentlichen Freiheiten der EU ist der freie 
Warenverkehr. Diese besagt, dass für Waren, die sich 
innerhalb der EU bewegen, keine Grenzkontrollen, Zölle 
oder Kontingentierungen mehr zu entrichten sind. Dadurch 
wurde der Handel zwischen den Mitgliedsstaaten 
vereinfacht und deutlich angekurbelt.

Warum werden der Schweiz im Zusammenhang mit 
Schengen bezüglich Waffenverbot immer neue Auflagen 
gemacht? Schengen, eine Mogelpackung zu Lasten der 
Schweiz!

http://www.refreshpolitics.at/wp-content/uploads/2016/01/freier-warenverkehr.jpg


So kann es doch nicht weitergehen, wo bleibt die Selbstbestimmung der Schweiz? 
– Die Schweiz ein Stück Würfelzucker, welches sich im grossen Tee der EU komplett
auflöst? (Friedrich Dürrenmatt)

Thomas Cottier bricht bereits eine weitere Lanze zur Auflösung der flankierenden Massnahmen. 
Dabei sollte ihm längst bekannt sein, dass die EU zwar Ankündigungen macht, dass es bei der 
Umsetzung meist harzt und viel Zeit vergeht. Man will einfach der Schweiz das Zugeständnis 
abringen, sich auch der   erst kürzlich revidierten Entsenderichtline zu fügen. Verlieren kann nur 
die Schweiz, sicherlich nicht die EU. Ein weiteres Weichklopfen der Schweiz!

Wenn ein Schweizer Unternehmen im EU-Binnenmarkt auf Probleme stösst, könnte der Bundesrat das 
Problem nicht nur – wie heute – im Gemischten Ausschuss aufnehmen und auf eine einvernehmliche 
Lösung hoffen, sondern künftig auch das Schiedsgericht anrufen. Das würde auch den Druck auf die EU 
erhöhen. Glaubt Cottier wirklich noch ans Christkind, kann ein Rechtsprofessor so naiv sein? Und 
mit dieser Lösung ist eines klar, mit der Selbstbestimmung der Schweiz wäre es endgültig vorbei. 
Auch der Bundesrat ist allerdings nicht in der Lage, in Bezug auf das Stichwort „Fremde Richter“ 
dem Souverän klaren Wein einzuschenken. Gottlob, wird es noch eine Volksabstimmung 
über ein Rahmenabkommen geben!
Auch beim autonomen Nachvollzug hat die Schweiz oft gar keine andere Wahl, wenn sie sich den
hinderungsfreien Marktzugang sichern will. Bei der dynamischen Rechtsübernahme würden 
zudem die direkt-demokratischen Verfahren weiterhin gewahrt. Vor allem aber erhielte die 
Schweiz ein Mitspracherecht bei der Entwicklung des EU-Rechts. Wiederum eine Fehleinschät-
zung von Thomas Cottier. Die EU wird keine Ruhe geben, bis sie den Vollbeitritt der Schweiz zur 
EU geschafft hat. Da scheint für die nächsten Jahre der autonome Nachvollzug doch die bessere 
Variante zu sein, (man kann nachvollziehen oder auch nicht) als auf Mitspracherechte bei der 
Entwicklung des EU-Rechts zu hoffen und die dynamische Rechtsübernahme zu akzeptieren.

Die EU hat am 18. Juli Schutzzölle auf Stahl auch gegenüber der Schweiz eingeführt, als Antwort 
auf die Schutzzölle der USA. Dieses Beispiel zeigt eklatant auf, dass eine weitere Anbindung an 
die EU keineswegs die Zukunft sichert, sie führt aber ganz klar in eine noch engere Abhängigkeit. 

Freier Dienstleistungsverkehr
Durch den freien Dienstleistungsverkehr kann 
beispielsweise jede Privatperson zwischen 
europäischen Handyanbietern, Stromversorgern oder 
Versicherungsgesellschaften wählen.

Die Schweiz wird diskriminiert, siehe 
Börsenaequivalenz!

Freier Kapitalverkehr
Jede EU-Bürgerin und jeder EU-Bürger hat die freie 
Wahl, in welchem Land und bei welchem Kreditinstitut 
sie/er sein Geld anlegen möchte.

Der Barverkehr wird auf EUR 10'000 limitiert, die EUR 
500er Note wurde bereits abgeschafft. Wann muss die 
Schweiz die 1000er Note abschaffen?
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Die Schweiz als Exportweltmeister (auf relativer Basis schlägt die Schweiz auch Deutschland klar)
und weltoffenes Land muss Freihandelsabkommen mit weiteren Partnern abschliessen, um ihre 
Unabhängigkeit zu bewahren. Bestünde bereits ein Freihandelsabkommen mit den USA, die 
Situation bezüglich Schutzzölle sähe wohl ganz anders aus. Aufgrund der Bilateralen Verträge mit
der EU wird die Schweiz von den USA in den gleichen Topf geworfen!

Vermag denn Professor Thomas die DNA der Schweiz nicht zu erkennen?

Seitenblick - Erasmus-Europäer
von Konrad Paul Liessmann, 31. Juli

Brexit, Renationalisierung, illiberale Demokratien, ungelöste Fragen der Migration: Mit 
Europa will es nicht so richtig vorangehen. Immer wieder ist deshalb davon die Rede, dass Europa 
ein Projekt der Jugend sei. Die amtierenden Akteure in Europa seien zu alt und deshalb zu sehr im Denken
nationalstaatlicher Egoismen verhaftet, um wirklich europäisch denken und fühlen zu können. Das werde 
sich erst ändern, wenn die «Generation Erasmus» in führende Positionen gelangt sei. Diese Hoffnung setzt 
also auf jene jungen Akademiker, die im Laufe ihres Studiums über das Erasmus-Programm ein Ausland-
semester absolviert und dadurch wie selbstverständlich Europa als ihr soziales und kulturelles Umfeld 
erfahren haben.

Dafür spricht einiges. Manche Dinge müssen wachsen, sich entwickeln und benötigen mehr Zeit, als der 
ungeduldige politische Wille in Rechnung stellen will. Staat und Nation sind für viele junge Menschen 
Begriffe mit schwindender Bedeutung, Internationalität gilt als Selbstverständlichkeit, auch wenn diese 
oft weniger auf einem Willen zu Europa beruht als vielmehr Resultat einer fröhlichen Mischung aus Ge-
schichtsvergessenheit, Weltläufigkeit und Pragmatismus zu sein scheint. Europa als politisches Friedens- 
und Einigungsprojekt, das aus den verheerenden Erfahrungen des 20. Jahrhunderts entstanden ist, hat 
für diese Generation nicht jene entscheidende Bedeutung, die die Gründerväter der Union anvisiert 
hatten. Das spricht allerdings nicht gegen eine Entwicklung, die zu einem europäischen Bewusstsein ohne 
grosse historische und ideologische Belastungen führen könnte.

Allerdings muss man auch hier darauf achten, dass es nicht bei Wunschvorstellungen bleibt, die dann von 
der Realität enttäuscht werden. Noch deutet wenig auf einen grundlegenden Sinneswandel hin. In Hinblick 
auf die gepriesene Mobilität der jungen Akademiker hat der Bologna-Prozess in den Grundstudien eher 
zu einem gegenteiligen Effekt geführt, der Zeit- und Erfolgsdruck lässt für die meisten Bachelorstudenten 
ein lockeres Auslandsemester erst einmal in weite Ferne rücken. 

Zugenommen hat – und das ist zu begrüssen – die Verlagerung der Masterstudien in ein anderes Land 
oder zumindest an eine andere Universität. Allerdings nützt nach wie vor nur eine Minderheit diese Mög-
lichkeit. Sofern mit diesen weiterführenden Studien allerdings eine wissenschaftliche Karriere ins Auge 
gefasst wird, spielt Europa keine entscheidende Rolle mehr. Denn für diese ist der Forschungsaufenthalt im 
angloamerikanischen Raum das alles entscheidende Kriterium.

Das muss nicht unbedingt beklagt werden. Wissenschaft ist ein internationales Geschäft, das keine Rück-
sicht mehr auf das soziale, politische und kulturelle Umfeld nimmt, in dem es getätigt wird. Die Orientie-
rung an dieser Logik wird immerhin dazu führen, dass einige Angehörige der Generation Erasmus den 
Anschluss an die globalisierten Eliten aus Wissenschaft, Kultur und Ökonomie finden werden. Ob die 
jungen Menschen dadurch zu «guten Europäern» (Nietzsche) werden, bleibe ein-
mal dahingestellt.
Die Verortung des Europäischen irgendwo zwischen einer standardisierten Vorlesung, einer Erasmus-
Party und dem Career-Center wird womöglich nicht ausreichen, um Europa eine Zukunft zu geben. 
Mindestens so wichtig wäre wohl die Entwicklung und Schärfung eines politischen Bewusstseins,
das um Europas prekäre Geschichte ebenso weiss wie um die Brüchigkeit seiner Perspektiven. 
Neben der Vorlage der für ein Erasmus-Stipendium notwendigen Credit-Points wäre etwa die Erinnerung 
ganz hilfreich, dass sich hinter dem aus «European region action scheme for the mobility of university 



students» gebildeten Akronym jener Erasmus von Rotterdam verbirgt, dessen «Lob der Torheit» 
angehenden Europäern als Lektüre durchaus empfohlen werden kann.

Konrad Paul Liessmann ist Professor für Philosophie und Ethik an der Universität Wien.

Die Europäische Union muss endlich beweisen, dass sie weit mehr ist als ein „Friedensprojekt“ 
durch welches sie seit dem Zweiten Weltkrieg getragen wurde! Aus diesem Grunde ist es nur 
bedingt ein Vorteil, wenn nun eine jüngere Generation in Funktionen hineinwächst, welche den 
Bezug zur Vergangenheit völlig verloren hat und glaubt, die EU sei schon von zu Beginn weg ein 
Gebilde gewesen, wo Staat und Nation für sie schwindende Bedeutung aufweisen und die Internatio-
nalität als Selbstverständlichkeit gilt.

Mindestens so wichtig wäre wohl die Entwicklung und Schärfung eines politischen Bewusstseins,
das um Europas prekäre Geschichte ebenso weiss wie um die Brüchigkeit seiner Perspektiven. 
Dazu würde sich Staatskunde-Unterricht hervorragend eignen, nicht nur in der Schweiz sondern 
in ganz Europa. Doch wer soll denn diesen Unterricht erteilen?

Leserbriefe in der NZZ                            Europapolitischer Zickzackkurs                     2. August

Es brauche «eine ehrliche Diskussion über den wirtschaftlichen und politischen Weg» der Schweiz in der 
Europapolitik, fordert der Direktor von Avenir Suisse, Peter Grünenfelder (NZZ 19. 7. 18). Wenn eine 
Strategie, verstanden als eine Verknüpfung von langfristigen Zielen mit klaren Handlungsoptionen, gemäss 
Henry Kissinger Jahre braucht, bis sie wirkt, dann kann man Avenir Suisse in der Europapolitik kaum grosse
strategische Stringenz attestieren. Diesen Eindruck erhält man zumindest, wenn man die bisherigen 
integrationspolitischen Stellungsbezüge des Think-Tanks kurz Revue passieren lässt.

2010 sprach sich Avenir Suisse in der Publikation «Souveränität im Härtetest» für eine Neuauflage des 
EWR oder aber die Prüfung des EU-Beitritts unter Beibehaltung des Frankens aus. Auffallend dabei war 
aber, dass sich die prominenten externen Autoren (Heinz Hauser, Ernst Baltensperger) sowohl in 
aussenwirtschafts- als auch in geldpolitischer Hinsicht dezidiert für die Beibehaltung der schwei-
zerischen Selbständigkeit aussprachen, ungeachtet der grossen Bedeutung der EU für die schweizeri-
sche Volkswirtschaft. 

2015 plädierte Avenir Suisse in der Studie «Bilateralismus – was sonst?» nach Abwägung verschiedener 
alternativer Aussenhandelsregime (ohne EU-Beitritt) für eine Fortsetzung des bilateralen Wegs: Es lohne 
sich, sich für deren Erhalt einzusetzen, wenn auch nicht um jeden Preis. Im Unterschied zu 2010 war 
man aber der Ansicht, dass die Vorteile eines EWR-Beitritts dessen souveränitätspolitische Nach-
teile nicht rechtfertigen würden. Und jetzt, 2018, präsentiert Avenir Suisse – ohne dass sich die welt-
wirtschaftlichen und geopolitischen Verhältnisse mit Ausnahme des neuen US-Präsidenten gegen-über 
2015 fundamental geändert hätten – wiederum neue Zukunftsszenarien. Als Königswege werden 
die europapolitische Normalität – sprich: der EU-Beitritt – oder doch wenigstens 
ein institutionelles Rahmenabkommen nach dem Gusto der EU angepriesen.
Auf diese Weise sollen der Status quo und der Reformstillstand der Schweiz endlich überwunden
werden. Die Schweiz soll gleichsam über die Wachstums-, Stabilitäts-, Wettbewerbs-, Beihilfe- 
und Strukturpolitik der EU genesen, unbesehen der Tatsache, dass diese Politiken innerhalb der 
EU zu grossen wirtschaftlichen Divergenzen und Verwerfungen in den Staatshaushalten geführt 
haben. So einfach sind Diagnose, Strategie und Therapie in der Zukunftswerkstatt von Avenir 
Suisse.            Rudolf Walser*, Meilen

Danke Herr Walser für diesen ausgezeichneten Beitrag! Immerhin hat die NZZ sich nicht ge-
scheut, diesen wichtigen und absolut Klartext sprechenden Beitrag zu veröffentlichen. Es wäre 



wie später ausgeführt, die Aufgabe von Avenir Suisse, die wirtschaftlichen Divergenzen und Ver-
werfungen in der EU wahrzunehmen und aus der Sicht der Schweiz zu gewichten.

*Dr. Rudolf Walser war bis 2007, Mitglied der Geschäftsleitung von economiesuisse. 

Das Land müsse sich entscheiden, schreibt der Avenir-Suisse-Chef Peter Grünenfelder in seinem Gast-
kommentar. Nur: Sind dafür bereits alle Entscheidungsgrundlagen erarbeitet? Der Think-Tank Avenir Suisse
meint es mit seinem Weissbuch getan zu haben. Er empfiehlt daher, aufgrund seiner ökonomischen Moti-
vation, offene Märkte und eine Integration in die EU. 

Es sind aber meines Wissens unter anderem folgende Szenarien und deren wirtschaftliche Folgen noch 
nicht untersucht worden: Es ist zu erwarten, dass die EU bei einer engen Anbindung oder gar bei einem 
Beitritt der Schweiz die flankierenden Massnahmen mit dem Schutz unserer vergleichsweise hohen 
Löhne nicht akzeptieren wird. Die Folge davon wäre ein viel tieferes Lohnniveau in unserem Land. – Die 
Länder der EU kämpfen mit einer gigantischen Schuldenlast von 3000 Milliarden Euro! Müsste sich die 
Schweiz an der Schuldentilgung beteiligen? – Die zu erwartende, nicht mehr kontrollierte Zuwanderung 
(Personenfreizügigkeit) wird zu einem massiven Ausbau unserer bereits überforderten Infrastruktur und zu 
gewaltigen Investitionen führen müssen.                                                                        Hubert Meier, Hedingen

Spät kommt sie, die Reaktion der NZZ auf die etwas provokativen, einseitigen Vorschläge von 
Avenir Suisse, welche sich gerne als „Think Tank“ bezeichnet. Ja, es ist nicht verboten zu denken! 
„Keiner ist unnütz, er kann immer noch als schlechtes Beispiel dienen“, dies ist 
natürlich etwas überspitzt formuliert, aber in der Richtung nicht falsch, wenn man die „Sechs Szena-
rien für die Zukunft der Schweiz“ von Avenir Suisse etwas detailliert studiert, wie dies die beiden 
Leserbriefschreiber und auch der Verfasser „Meiner täglichen Gedanken“ getan haben. Die Antwort von 
Avenir Suisse auf ein persönliches, mehrseitiges Schreiben ist für den Verfasser noch ausstehend: „Gut 
Ding will bekanntlich Weile haben....“

Das Land müsse sich entscheiden, so Avenir Suisse. Warum eigentlich diese Hektik? Sind dafür be-
reits alle Entscheidungsgrundlagen erarbeitet, fragt Hubert Meier zu Recht. Auf jeden Fall ver-
misst man im Weissbuch eine ökonomische Bewertung der sechs Szenarien, sprich 
eine Bewertung der Vor- und Nachteile auf Franken und Rappen. Über Mutmassungen
und oberflächliche Feststellungen kommt Avenir Suisse nicht hinaus. Dank den Bilateralen Verträ-
gen habe sich für die Schweiz ein zusätzliches Wirtschaftswachstum von 0,5 bis 1 Prozent ergeben. Im 
Vorfeld der Abstimmung zur Masseneinwanderungsinitiative wollte allerdings Professor George Sheldon 
von der Universität Basel diesen positiven Effekt nicht bestätigen, er sprach nur von einer diesbezüglichen
Erwartung. Die Gewichtung der negativen Einflüsse durch die  Bilateralen Verträge bezüglich 
Zuwanderung und Dichtestress fehlen in den Betrachtungen des Avenir Suisse Weissbuches 
vollständig.

Unfaires Spielen auf die Frau

Der Artikel «Die SVP zwischen Vernunft und Provokation» von Stefan Hotz (NZZ 18. 7. 18) hat mich ent-
täuscht. Er greift die bis jetzt einzige Frau aller Parteien, die allenfalls neu für den Zürcher Regierungsrat 
kandidiert, frontal an, indem er Natalie Rickli als «für viele Liberale nicht wählbar» erklärt. Das ist nicht 
nur eine schallende Ohrfeige für die Frauen in der Politik, sondern im Fall von Natalie Rickli ganz beson-
ders ungerecht. Mit ihrem Einsatz für eine freiheitliche Medienordnung und für den Schutz der freiheit-
lichen Gesellschaft vor Verbrechern hat sie mehr Liberalismus bewiesen als viele, die sich freiheitlich 
nennen, aber gegenteilig handeln. Ich bin überzeugt, dass Nationalrätin Rickli durch ihre fundierte, sach-
bezogene und menschliche Art des Politisierens eine ausgezeichnete Regierungsrätin wäre! Dass sie als 
überzeugte bürgerliche Politikerin mit Angriffen von links zu rechnen hat, war voraussehbar. Dass sie aber 
auch von der NZZ bereits vor einer möglichen Kandidatur attackiert wird, befremdet mich sehr!                  
Barbara Kluge, Meilen



In der Tat, die NZZ kann ihre DNA nicht verleugnen. Sie hält ohne mit der Wimper zu zucken zur 
FDP. Doch das Problem bürgerlicher Politik liegt doch darin, dass die FDP lieber gar mit der SP 
zsuammenspannt, um die SVP alt aussehen zu lassen. Eine bürgerliche Politik sowohl in den 
Kantonen als auch auf eidgenössischer Ebene sieht anders aus. Das Resultat kennen wir aus der 
Stadt Zürich, ein Scherbengericht!

Stefan Hotz schreibt zu den Zürcher Regierungsratswahlen, Natalie Rickli würde (zu) stark polarisieren und 
geniesse ausserhalb der SVP wenig Rückhalt. Als FDP-Mitglied bezweifle ich diese Behauptung stark. Denn 
ich beurteile die Winterthurerin als in jeder Hinsicht hervorragende Kandidatin für das bürgerliche 
Fünferticket – und keinesfalls als «Hypothek», wie es die NZZ unterstellt.

Wenn dann gar die Grünen Girod oder Glättli als stärkere Alternative ins Spiel gebracht werden, kann ich 
als Unternehmer nur den Kopf schütteln. Im Gegensatz zu ihnen hat Natalie Rickli ab ihrem 16. Altersjahr 
bis heute in der privaten Wirtschaft gearbeitet. Jetzt verlangt der NZZ-Kommentar, dass sie der Eindäm-
mung der EU-Massenzuwanderung abschwören müsse und damit nicht nur ihrer SVP in den Rücken fallen
solle, sondern gleich auch noch einer Mehrheit von Volk und Ständen. Absurder geht es kaum. 

Ich kann mich jedenfalls nicht erinnern, dass die SVP von unseren freisinnigen Kandidaten je verlangt hätte, 
dass sie ihren FDP-Kompass verleugneten. Nein, ich und viele andere liberale Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger würden Natalie Rickli mit Überzeugung in die Zürcher Regierung wählen.     Alfred Widmer, Glattbrugg

Braucht eine Regierung mehr Weichspüler oder Personen mit Charakter und Pfiff? Auch Alfred 
Widmer vermag aufzuzeigen, dass sich die NZZ der Voreingenommenheit entledigen sollte. Ja 
man weiss über die Sympathien zwischen der FDP mit der SP. Oder können Sie einen Unter-
schied in der Politik der Zürcher Ständeräte Noser und Jositsch feststellen? Da hilft auch das 
Gegenargument nicht weiter, Ständeräte hätten ja die Interessen des Kantons zu vertreten. Aber 
beide Politiker wurden ja als Parteienvertreter gewählt und wohl auch, dass sie nicht der SVP 
angehörten. Eines zeichnet die SVP aus, das muss man anerkennen, in ihrer Partei verstecken 
sich keine Wölfe im Schafspelz. Wenn sich nun nach Bastien Girod auch Balthasar Glättli aus dem
möglichen Regierungsratssitz-Rennen nähme, muss wohl auch die NZZ wohl oder übel das Urteil 
über eine mögliche Kandidatur Natalie Ricklis revidieren. Aber auch die NZZ kann ja noch 
dazulernen....

Beda Düggelin, lic. oec. HSG, 8006 Zürich
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